
Anlage 5.1 – 5.10 zu GD 223/19 

Stadt Ulm 

Beschlussvorlage 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Eichengrund 47" 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 01.04.2019 bis einschl. 

03.05.2019 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, unterrichtet 

und zur Stellungnahme aufgefordert. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde folgende 

Stellungnahme vorgebracht: 

Stellungnahmen Öffentlichkeit Stellungnahmen der Verwaltung 

Einwendung 1, 
Niederschrift vom 24.04.2019 (Anlage 5.1) 

Am 20.04.2019 gegen 6 Uhr wurde auf dem Grund-

stück Fort Albeck 51 eine Haselmaus im nordöstli-

chen Grundstücksteil beobachtet.  

Parallel zum Bebauungsplanverfahren wird ein 

artenschutzfachliches Gutachten erarbeitet. In 

diesem werden sämtliche im Plangebiet und 

der Umgebung vorkommenden, artenschutz-

rechtlich relevanten Arten (unter anderem 

auch die Haselmaus) untersucht. Anschließend 

werden auf Grundlage des Gutachtens Vermei-

dungs- bzw. CEF-Maßnahmen formuliert und in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 

Einwendung 2, 
Schreiben vom 26.04.2019 (Anlage 5.2) 

Hiermit wird Einspruch gegen den vom Fachbe-

reichsausschuss „Stadtentwicklung, Bau und Um-

welt" aufgestellten Bebauungsplan „Eichengrund 

47" vom 19.03.2019 erhoben. 

Insbesondere gegen: 
- die vorgeschlagene Gebäudeoberkante (OK) von 

17,50 m bzw. 14,00 m 

- die vorgeschlagene Grundflächenzahl (GRZ) mit 

dem Wert von 0,7. 

Das Gelände des Bebauungsplanbereiches „Eich-

engrund 47" (Teilbereich des Flurstücks Nr. 997/1) 

liegt im Grüngürtel und nördlichen Bereich der Erd-

werke (des nördlichen Wallbereiches) des Fort Al-

beck, mit reichhaltigem Bestand an Flora und Fau-
na. 

Dieser Bereich ist Lebensraum von seltenen oder 

bedrohten Arten, die in der FFH-Richtlinie 

92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) und der 

Parallel zum Bebauungsplanverfahren wird ein 

artenschutzfachliches Gutachten erarbeitet. In 

diesem werden sämtliche im Plangebiet und 

der Umgebung vorkommenden, artenschutz-

rechtlich relevanten Arten untersucht. An-

schließend werden auf Grundlage des Gutach-
tens Vermeidungs- bzw. CEF-Maßnahmen for-

muliert und in den Bebauungsplan aufgenom-

men. 
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Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) benannt 

sind. 

Insbesondere ist es der Lebensraum von Arten wie: 

- diversen Fledermäusen 

- Schwarzspecht 

- Haselmaus 

- Laubfrosch 

- Bergmolch 

- diverse Schmetterlingsarten 

- diverse Libellenarten 

- Wildorchidee (geflecktes Knabenkraut) 
- Ulme 

Neben diesem Aspekt der Artenvielfalt und deren 

Erhaltung im innerstädtischen Bereich bitten die 

Einwender auch zu beachten, dass für Kinder und 

Jugendliche eine niedere, kleinzellige Bauweise 

weitaus angenehmer ist und der Freude am Besuch 

des Schulunterrichts förderlicher ist, als ein ver-

gleichsweise großvolumiger Baukörper. 

Daher wird vorgeschlagen, die bisherige Bebauung 

zu erhalten und zu sanieren, oder im Falle einer 

notwendigen Neubebauung, diese Neubebauung 

auf die bisherige Bauhöhe von zwei Stockwerken zu 

begrenzen und kleinzellig auszuführen.  

Außerdem sollte der Baumbestand auf der Fläche 

„Eichenhang 47", sowie in dem östlich davon lie-

genden Bereich, erhalten bleiben. 

Die Gebäudehöhen orientieren sich an einer 

groben Vorüberlegung für eine Grundschule 

sowie einen 4-gruppigen Kindergarten. Die 

Gebäudekubatur wurde dabei so gewählt, dass 

bei dem entsprechenden Raumbedarf ein op-

timales Verhältnis zwischen Gebäudehöhe und 

überbauter Grundfläche erreicht werden kann. 

Zudem können mit den gestaffelten Gebäude-

höhen von 14,0 m bzw. 17,50 m die Abstands-

flächen zu den Nachbargrundstücken eingehal-
ten werden. 

Der Erhalt der bisherigen Gebäude ist aufgrund 

des benötigten Raumbedarfs sowie der beste-

henden Bausubstanz nicht möglich. Eine Sanie-

rung sowie eine Erweiterung der bestehenden 

Gebäude sind wirtschaftlich nicht sinnvoll um-

zusetzen.   

Der bestehende Baumbestand auf dem östlich 

angrenzenden Grundstück wird aufgrund des 

notwendigen Waldabstandes von 30 m zu ei-

ner privaten Grünfläche umgewidmet und an 

anderer Stelle im Verhältnis 1:1 ausgeglichen. 

Auf dem betreffenden Teilstück sollen die 

Bäume weitgehend erhalten, allerdings im 

Hinblick auf der Verkehrssicherung und auf ihre 

jeweilige Standsicherheit überprüft werden. 

Ggf. müssen einzelne Bäume entfernt werden. 
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Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange zum 
Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften 

gehört: 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 

- Handwerkskammer Ulm  

- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Polizeipräsidium Ulm 

- Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 

- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

- Regionalverband Donau-Iller 

- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 

- Fernwärme Ulm (FUG) 

- SUB/V Umweltrecht u. Gewerbeaufsicht 

- Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH 

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stellungnah-
men bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 

- Handwerkskammer Ulm 

- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Regionalverband Donau-Iller 

- Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH 

Von den folgenden 9 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen mit 

Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Schreiben vom 06.05.2019 (Anlage 5.3) 

Zur Planung wird wie folgt Stellung genommen: 

Gegen die Planung bestehen keine Einwände. 

Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruk-

tur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Tele-

kommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb 

des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 

Die Telekom bittet zum Zweck der Koordinierung 

mitzuteilen, welche eigenen oder Ihnen bekannten 

Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes 

stattfinden werden, die angedachten Realisierungs-

zeiten, sowie die Anzahl der zukünftig zu erwarten-

den Bauplätze/Wohneinheiten. 

Desweiteren wird gebeten, die Telekom über Be-

ginn und Ablauf bei einer eventuellen Baumaßnah-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men, 

Die Deutsche Telekom wird im Zuge der koor-
dinierten Leitungsplanung frühzeitig in die 

weiteren Planungsschritte eingebunden. 
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me so früh wie möglich, mindestens 16 Kalender-

wochen vor Baubeginn, schriftlich zu informieren, 

damit die Maßnahmen anderen Versorgungsunter-
nehmen rechtzeitig koordiniert werden können. 

Polizeipräsidium Ulm, 
Email vom 15.04.2019 (Anlage 5.4) 

Verkehrliche Belange 

Aus verkehrlicher Sicht ergeben sich im jetzigen 

Planungsstand keine Einwände.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die baurechtlich 

vorgeschriebene Zahl der Stellplätze nach den Er-
fahrungen der Polizei dem tatsächlichen Bedarf in 

der Praxis meist nicht gerecht wird.  

Zudem wird empfohlen, im Hinblick auf die stei-

gende Zahl an Elektrofahrzeugen auch an den 

wachsenden Bedarf an Stellplätzen mit Lademög-
lichkeiten zu denken. 

Kriminalpräventive Belange 

Aus hiesiger Sicht bestehen aus kriminalpräventi-

ver Sicht keine Einwände. 

Bei der weiterführenden Gestaltung, insbesondere 

der Begrünung ist jedoch auf die Vermeidung von 

„Angsträumen" hinzuwirken. 

Hierbei ist besonders auf das gesteigerte Sicher-
heitsempfinden von Personen einzugehen. 

Damit einbruchhemmende Maßnahmen (auch im 

Zusammenhang mit Amok- / EOS Konzeptionen), 

bereits bei der Planung von Gebäuden - meist noch 

kostengünstig - mit einbezogen werden können, 

müssen Architekten und Bauherren umfassend 

und frühzeitig informiert werden. 

Die genaue Anzahl und Lage der Stellplätze 

zum Bringen und Abholen der Kinder sowie für 

das Personal wird im Zuge der dem Bebau-
ungsplanverfahren nachfolgenden Gebäude-

planung genauer definiert. Es muss jedoch in 

jedem Fall die baurechtlich notwendige Anzahl 

an Stellplätzen auf dem Grundstück nachge-

wiesen werden.  

Die konkrete Freiflächenplanung wird erst im 

Zuge des nachfolgenden Wettbewerbsverfah-

ren bearbeitet. Die Stellungnahme wird jedoch 

zur Berücksichtigung bei der Planung an die 

Wettbewerbsteilnehmer weitergeleitet.  

Von der Aufnahme eines Hinweises zur Ein-
bruchprävention wird abgesehen. Die Stellung-

nahme wird jedoch zur Berücksichtigung bei 

der weiteren Planung an die am Wettbewerb 

teilnehmenden Büros zur Berücksichtigung 

weitergeleitet. 

Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung, 
Schreiben vom 10.04.2019 (Anlage 5.5) 

I. Waldbetroffenheiten 

1. Wald im Geltungsbereich

Es befinden sich Gehölzbestände innerhalb des Gel-

tungsbereichs. Die für die Überprüfung der Waldei-

genschaft zuständige untere Forstbehörde hat fest-

gestellt, dass es sich hierbei nicht um Wald im Sinne 
§ 2 LWaldG handelt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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2. Angrenzender Wald - Alternativenprüfung

Im Osten des Geltungsbereichs grenzen Waldflä-

chen der Stadt Ulm unmittelbar an. Die festgesetzte 
Baugrenze weist einen Abstand von nur wenigen 

Metern zum Waldbestand auf. Aufgrund des ge-

planten Neubaus eines Schul- bzw. Kindergarten-

gebäudes sind derart geringe Abstandsbereiche mit 

den Bestimmungen des § 4 Absatz 3 LBO (30 Meter 

Abstand) nicht vereinbar. Da die Waldabstandsthe-

matik in den Planunterlagen nicht aufgegriffen wird, 

weisen wir hiermit ausdrücklich auf den gesetzlich 

einzuhaltenden Waldabstand hin. Hierdurch sollen 

insbesondere Gefährdungs- und Haftungsrisiken 
minimiert und Bewirtschaftungserschwernisse für 

den Waldbesitzer vermieden werden. Es ist daher 

entweder eine Neufestsetzung der Baugrenze oder 

die Ausweisung einer ausreichenden Waldabstands-

fläche unter Beachtung der LBO-Vorgaben notwen-

dig. 

Auch im Westen des Geltungsbereichs liegen städti-

sche Waldflächen innerhalb des Abstandsbereichs. 

Die Entfernung der derzeitigen Baugrenze zum 
Wald liegt hier mit ca. 20 m zwar ebenfalls unter 

dem Mindestabstand, ist aber aufgrund der örtli-

chen Gegebenheiten als weitaus weniger kritisch zu 

bewerten. 

Die östlich und westlich im Waldabstandsbereich 

angrenzende Waldfläche ist als Erholungswald der 

Stufe 1a kartiert. Weitere Schutzfunktionen, Wald-

biotope oder Wildtierkorridore sind nicht betroffen. 
Laut Waldfunktionenkartierung ist ein Boden- und 

Kulturdenkmal vermerkt. 

Waldinanspruchnahmen sind grundsätzlich auf das 

notwendige Maß zu begrenzen (u.a. §1 LWaldG, §1a 

BauGB). Als Wald genutzte Flächen sollen nur im 

notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Not-

wendigkeit der Waldinanspruchnahme ist zu be-

gründen. Die gesetzlichen Vorgaben implizieren 

eine Alternativenprüfung sowie den Auftrag, flä-
chenschonend zu planen. 

Laut Planunterlagen sind ein Neubau im Osten (in 

unmittelbarer Waldnähe) und anschließend der 

Abriss des Bestandsgebäudes vorgesehen. Im Rah-

men einer Alternativenprüfung sollten u.E. folgende 

Überlegungen dargelegt werden: 

-  Neubebauung am vorhandenen Gebäudestandort 

bei vorausgehendem Abriss. 

-  Platzierung von Nebenanlagen (Stellflächen und 
Parkplätze) in den Osten. 

Bei den östlich angrenzenden Flächen handelt 

es sich um Waldflächen der Stadt Ulm. Zum 
Umgang mit dem hierbei erforderlichen Wald-

abstand wurden im Nachgang an die beiden 

Stellungnahmen von SUB V und dem RP Tübin-

gen das weitere Vorgehen abgestimmt. Die 

Waldfläche wird zu einer privaten Grünfläche 

umgewidmet und an anderer Stelle 1:1 ausge-

glichen. Auf dem betreffenden Teilstück sollen 

die Bäume weitgehend erhalten werden, aller-

dings im Hinblick auf die Verkehrssicherung 

und auf ihre jeweilige Standsicherheit über-
prüft werden. Ggf. müssen einzelne Bäume 

entfernt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Der Eingriff in die Waldfläche wird auf 

das notwendige Minimum begrenzt. Die ge-

plante Bebauung bewegt sich ausschließlich im 

Bereich des bestehenden Grundstückes der 

Grundschule Eichengrund. 

Derzeit ist vorgesehen, das bestehende Schul-

gebäude zu erhalten und parallel im östlichen 

Grundstücksbereich einen Neubau mit zusätzli-

chem Kindergarten zu realisieren und erst nach 

dessen Fertigstellung umzuziehen. Diese Vor-

gehensweise ist notwendig, da der Schulbe-

trieb parallel zur Bauphase weiterlaufen soll. 

Der Bau einer Übergangslösung (Containerbau) 
wurde im Vorfeld der Planung geprüft, jedoch 
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-  Zurückverlegung der Baugrenze in Richtung Wes-

ten. 

Ziel sollte sein, die Waldflächeninanspruchnahme 

auf das notwendige Maß zu reduzieren. Es wird um 

Abstimmung mit der unteren Forstbehörde gebe-

ten. 

3. Weiteres Vorgehen

Es wird um Mitteilung bzgl. der Alternativenprüfung 
und zur weiteren Vorgehensweise 

bzgl. der Abgrenzung des Geltungsbereichs gebe-

ten. 

Sollte eine Waldinanspruchnahme unvermeidbar 

sein, wird empfohlen den Geltungsbereich des BBP 

um den notwendigen Waldabstandsbereich zu er-

weitern. Die betroffene Fläche ist in den BBP-

Unterlagen zu bilanzieren und in einem gesonder-

ten Lageplan darzustellen. 

Weitere Details werden ggf. zu einem späteren 
Zeitpunkt aktualisiert mitgeteilt. Vorsorglich weisen 

wir auf die notwendige forstrechtliche Ausgleichs-

verpflichtung in Form einer flächengleichen Ersatz-

aufforstung zzgl. weiterer Schutz- und Gestal-

tungsmaßnahmen hin. 

II. Rechtliche Grundlagen

Sollen in einem BBP für Waldflächen anderweitige 
Nutzungen festgesetzt werden, so ist gemäß § 10 

Landeswaldgesetz (LWaldG) die Erteilung einer 

Umwandlungserklärung durch die höhere Forstbe-

hörde Voraussetzung für die Genehmigungsfähig-

keit des BBP. Die Umwandlungserklärung wird 

durch die höhere Forstbehörde dann erteilt, wenn 

die Voraussetzungen für eine Umwandlungsgeneh-

migung nach § 9 LWaldG vorliegen und die Erteilung 

einer Umwandlungsgenehmigung in Aussicht ge-

stellt werden kann. Gemäß § 9 Abs. 2 LWaldG soll 
die Genehmigung dann versagt werden, wenn die 

Umwandlung mit den Zielen der Raumordnung und 

Landesplanung nicht vereinbar ist oder die Erhal-

aus Gründen der Praktikabilität im täglichen 

Schulbetrieb sowie aus Kostengründen wieder 

verworfen. Von der Durchführung einer tief-
gründigeren Alternativenprüfung wurde auf-

grund der vorangeschrittenen Zeitschiene so-

wie aus Kostengründen zur Schaffung eines 

temporären Ersatzbaus abgesehen. Die Gründe 

zum geplanten Vorgehen wurden jedoch der 

unteren Naturschutzbehörde sowie dem RP 

Tübingen im Rahmen eines Abstimmungster-

mins erörtert. 

Ebenfalls wurde durch die vorgesehene Ge-
bäudekubatur und Bauhöhe die Flächeninan-

spruchnahme bereits auf das notwendige Maß 

reduziert. Der geplante Neubau kommt auf 

dem derzeitigen Grundstück der Grundschule 

zum liegen. 

Die östlich angrenzende Waldfläche wird auf-

grund des notwendigen Waldabstandes von 30 

m zu einer privaten Grünfläche umgewidmet 
und an anderer Stelle im Verhältnis 1:1 ausge-

glichen. Auf dem betreffenden Teilstück sollen 

die Bäume weitgehend erhalten, allerdings im 

Hinblick auf die Verkehrssicherung und auf ihre 

jeweilige Standsicherheit überprüft werden. 

Ggf. müssen einzelne Bäume entfernt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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tung des Waldes überwiegend im öffentlichen Inte-

resse liegt. 

Die Waldflächeninanspruchnahme bedarf einer 

Umwandlungsgenehmigung nach § 9 Landeswald-

gesetz (LWaldG). Im Vorfeld hierzu ist eine Um-

wandlungserklärung nach § 10 LWaldG erforderlich. 

Entsprechende Anträge sind über die UFB bei der 

höheren Forstbehörde einzureichen. Die Einbezie-

hung der unteren Naturschutzbehörde, sowie ggf. 

weiterer zu beteiligender Fachbehörden in das 

Waldumwandlungsverfahren wird durch die UFB 
sichergestellt. 

III. Sonstige Hinweise

Die den Geltungsbereich umgebenden Waldbestän-

de sind im Flächennutzungsplan als Grünfläche bzw. 

Gemeinbedarfsfläche dargestellt. Es wird empfoh-

len, eine Korrektur der Waldflächendarstellung auf 

FNP-Ebene bei nächstmöglicher Gelegenheit. 

Der Antrag zur Waldumwandlung wird parallel 

zum Verfahren von der Stadt Ulm gestellt. 

Der Flächennutzungsplan wird in diesem Be-

reich im Zuge der Berichtigung an die geänder-

te Darstellung angepasst. 

Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für 
Denkmalpflege,  
Schreiben vom 25.05.2018 (Anlage 5.6) 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
Das Plangebiet liegt in der gem. §15/3 geschützten 

Umgebung der Bundesfestung, hier dem Fort Al-

beck. Obwohl die geplante Grundschule mit bis 4 

Geschossen eine Höhe von bis zu 17,50 Meter errei-

chen wird, wird davon ausgegangen, dass die auf-

grund der erhöhten Lage des Forts dessen städte-

bauliche Dominanz durch den Neubau nicht gefähr-

det wird. Auch die wichtigen Ansichten auf das Fort, 

etwa von Süden aus, dürften durch die Planungen 
nicht direkt tangiert werden. Demnach werden 

keine Bedenken gegen die Planung vorgetragen. 

Archäologische Denkmalpflege: 

Das Vorhaben liegt im Randbereich des Kultur-

denkmals nach § 2 DSchG „Werk)(XXIX: Fort Albeck 

der Bundesfestung Ulm" sowie innerhalb der Ver-

dachtsfläche „Pionierübungsplatz der Reichsfestung 

Ulm". Aufgrund der bereits erfolgten Überprägung 
des Baugrundstücks im Zuge früherer Baumaßnah-

men können Bedenken seitens der archäologischen 

Denkmalpflege jedoch zurückgestellt werden. 

Es wird jedoch darum gebeten, folgenden Hinweis 

auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in den 

Bebauungsplan aufzunehmen: 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdar-

beiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Die baulichen Anlagen des Fort Albeck 

liegen ca. 18 m Höher als das Niveau des Plan-

gebietes. Somit ist mit keiner Beeinträchtigung 

der städtebaulichen Dominanz des Forts durch 

die geplanten Gebäude zu rechnen. Ebenfalls 

kann aufgrund der Topografie sowie der Lage 

des Forts Albeck südlich des Plangebiets eine 
Beeinträchtigung der Blickbeziehungen von 

Richtung Süden ausgeschlossen werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Der unter Ziffer 3.3. der Hinweise zum Bebau-

ungsplan bereits vorhandene Hinweis wird 

entsprechend der vorgeschlagenen Formulie-

rung ergänzt. 
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werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 

Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzu-

zeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, 
Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Be-

funde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffäl-

lige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des 

vierten Werktages nach der Anzeige in unveränder-

tem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-

schutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist ein-

verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswid-

rigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der 

Sicherung und Dokumentation archäologischer Sub-

stanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen soll-

ten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geo-
logie, Rohstoffe und Bergbau, 
Schreiben vom 25.05.2018 (Anlage 5.7) 

Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-

fahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 

keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutach-
ten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 

das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Über-

sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotech-

nischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 

Aussagen im Verantwortungsbereich des gutach-

tenden Ingenieurbüros. 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der 

folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebau-
ungsplan: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 

LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbe-

reich von Gesteine der Unteren Süßwassermolasse. 

Im tieferen Untergrund stehen die Gesteine des 

Oberen Juras an. Mit lokalen Auffüllungen vorange-

gangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-

gung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmer-

füllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-

zuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallen-

den Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-

schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 

DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die 

Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 

Versickerungsgutachtens empfohlen. 

Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter 

Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtun-

gen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

Für den Bereich der neuen Bebauung wird vor 
Baubeginn eine Baugrunduntersuchung durch-

geführt. Die Ergebnisse der Untersuchung wer-

den dann bei den weiteren Planungen berück-

sichtigt. 
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achten. Die anstehenden Gesteine der Unteren 

Süßwassermolasse neigen bei der Anlage von tiefen 

und breiten Baugruben zu Rutschungen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 

weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 

zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-

ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-

zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, 

bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie 

z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden

objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 

Ingenieurbüro empfohlen. 

Bergbau 

Von Seiten der Landesbergdirektion wird darauf 

hingewiesen, dass im Plangebiet möglicherweise 

unterirdische Relikte der ehem. Bundesfestung Ulm 

existieren. 

Das Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9 - Landes-
amt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) ist 

gemäß Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG) 

zuständige besondere Polizeibehörde für die Ab-

wehr von Gefahren und die Beseitigung von Störun-

gen für die öffentliche Sicherheit und Ordnung bei 

stillgelegten untertägigen Bergwerken und anderen 

künstlichen Hohlräumen. Zuständige Stelle inner-

halb des LGRB ist Referat 97 – Landesbergdirektion 

(LBD). 

Es wird empfohlen, den Baugrund vor Durchführung 

baulicher Maßnahmen auf unterirdische Hohlräume 

zu untersuchen. 

Sofern unterirdische Hohlräume existieren, sind 

deren potentiellen Einwirkungen auf die Tagesober-

fläche bzw. auf Bauvorhaben durch einen qualifi-

zierten Gutachter zu untersuchen und damit mög-

licherweise verbundene Risiken zu bewerten. Das 
LGRB erstellt entsprechende Gutachten nicht. 

Die evtl. Durchführung von Erkundungsmaßnahmen 

und die Ergebnisse sind der Landesbergdirektion 

mitzuteilen. Gegebenenfalls erforderliche Siche-

rungsmaßnahmen sind mit der Landesbergdirektion 

abzustimmen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  

Für den Bereich der neuen Bebauung wird vor 

Baubeginn eine Baugrunduntersuchung durch-

geführt. Die Ergebnisse der Untersuchung wer-

den dann bei den weiteren Planungen berück-

sichtigt.  

SWU Netze GmbH, 
Schreiben vom 17.04.2019 (Anlage 5.8) 

Gegen die geplante Bebauung im östlichen Bereich 

des Grundstücks erhebt die Stadtwerke Ulm/Neu-

Ulm Netze GmbH keinen Einwand. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  
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Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass sich im 

nördlichen Bereich des Grundstücks der Strom-

Netzanschluss der bestehenden Grundschule befin-
det. 

Im westlichen Grundstücksbereich befinden sich der 

Trinkwasser-Netzanschluss der Grundschule, sowie 

eine Trinkwasserleitung zur Versorgung der Gebäu-

de Fort Albeck 46 — 51. 

Des Weiteren befindet sich im südwestlichen Teil 

des Grundstückes ein Freileitungsmast mit Freilei-

tung. 

Diese Anschlussleitungen, Kabel und der Freilei-

tungsmast sind außerhalb des geplanten Bauberei-

ches. Sie sind jedoch während der Bauphase zu 

sichern und zu schützen. 

Aus den vorgelagerten Netzen ist die Versorgung 

mit Trinkwasser und Strom durch die Stadtwerke 

Ulm/Neu Ulm Netze GmbH möglich. Wir bitten um 

Beachtung und frühestmögliche Information der 
Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH zu weiteren 

Schritten. 

Bei den angeführten Leitungen handelt es sich 

um die Hausanschlüsse des bestehenden 

Schulgebäudes ausgehend von der Straße Eich-
engrund. Die Leitungen liegen außerhalb des 

geplanten Baubereichs und werden somit 

durch die geplanten Neubebauung nicht tan-

giert. 

Die SWU Netze GmbH wird im Zuge der koor-

dinierten Leitungsplanung frühzeitig in die wei-

teren Planungsschritte eingebunden.  

Fernwärme Ulm, 
Schreiben vom 03.04.2019 (Anlage 5.9) 

Im Grundsatz bestehen gegen den Bebauungsplan 

„Eichengrund 47" von Seiten der FUG keine Ein-

wände. 

Das neu zu erstellende Gebäude kann an das Fern-
wärmenetz angeschlossen werden. 

Im Zusammenhang der Baumaßnahme ist die vor-

handene Fernwärmeleitung der bestehenden Eich-

engrundschule zu prüfen und ggf. durch die FUG zu 

sanieren. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

SUB V, 
Schreiben vom 25.05.2018 (Anlage 5.10) 

Bodenschutz 

Auf den zukünftigen Freiflächen sind im Oberboden 

die Prüfwerte für Kinderspielflächen der BBodSchV 

für den Wirkungspfad Boden-Mensch einzuhalten. 

Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß 

BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 12, 

DIN 19731, DIN 18915 sowie den vorliegenden Leit-

fäden zum Schutz der Böden bei Auftrag von kulti-

vierbaren Bodenaushub bzw. zur Erhaltung frucht-
baren und kulturfähigen Bodenaushub bei Flächen-

inanspruchnahme schonend umzugehen. Die ge-

setzlichen und fachlichen Regelungen sind zu be-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Zum Bodenschutz sowie zum Umgang mit 

Mutterboden wurde unter den Hinweisen zum 

Bebauungsplan unter Ziffer 3.4 bereits ein ent-

sprechender Hinweis in den Bebauungsplan 

aufgenommen.  
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achten und umzusetzen. 

Naturschutz 
Das neue Schulgebäude ist im Osten des Grund-

stücks vorgesehen um das vorhandene Gebäude 

erst anschließend abreißen zu müssen. 

Diese Vorgehensweise erscheint schon aus planeri-

scher Sicht nicht besonders sinnvoll, da ein großes 

Grundstück zur Verfügung steht, das mit diesem 

Vorgehen dann überwiegend nicht für den Neubau 

genutzt werden kann. Da für das Vorhaben ein Pla-
nungswettbewerb stattfinden soll und der geplante 

Neubau über Jahrzehnte genutzt werden wird, er-

scheint dieses Vorgehen nicht sinnvoll, auch wenn 

eventuell Kosten für eine Übergangslösung wäh-

rend der Bauzeit gespart werden können. Im Hin-

blick auf die voraussichtlichen Gesamtkosten des 

Vorhabens und die Vorteile, die sich ergeben, wenn 

das ganze Grundstück genutzt werden kann, sollte 

eine Kosteneinsparung an dieser Stelle nicht unbe-

dingt das gesamte Vorhaben so einschränken und 
zusätzliche Probleme an anderer Stelle aufwerfen. 

Wenn das Gebäude so dicht an den Waldbereich 

herangerückt wird wie vorgesehen, muss ein Teil 

des Waldes beseitigt werden, was sich bei etlichen 

anderen Vorhaben schon so gezeigt hat. Auch wenn 

man die Bäume erhalten möchte, ist dies in der 

Regel in der praktischen Umsetzung nicht möglich, 

da dann verstärkt auf Verkehrssicherheit hin kon-

trolliert werden muss. Es ergeben sich Folgeschäden 
wie Sonnenbrand oder Windwurfgefahr/Windbruch 

etc. - wenn erst der Waldrand geöffnet wird. 

Es ist also davon auszugehen das nennenswerte 

Waldflächen gerodet werden müssen, wenn das 

Gebäude nahe an die östliche Grundstücksgrenze 

herangerückt wird. 

Das angrenzende Grundstück mit Waldbeständen 
ist geschützter Grünbestand/ Landschafts-

bestandteil nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sowie der "Satzung des Bürger-

meisteramts Ulm zum Schutz von Grünbeständen 

auf der Gemarkung Ulm, Flur Ulm vom 01.02.1986 

idF. vom 04.10.2006". 

Falls das Waldstück zum Teil gerodet werden soll, 

ist in jedem Fall eine artenschutzrechtliche Kartie-
rung erforderlich; das Jahr 2019 ist für den Beginn 

einer solchen Kartierung allerdings schon zu weit 

fortgeschritten. Gerade in einem älteren Waldbe-

stand ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass arten-

schutzrechtliche Probleme auftreten und zusätzli-

Derzeit ist vorgesehen, das bestehende Schul-

gebäude zu erhalten und parallel im östlichen 

Grundstücksbereich einen Neubau zu realisie-

ren und erst nach dessen Fertigstellung umzu-

ziehen. Diese Vorgehensweise ist notwendig, 

da der Schulbetrieb parallel zur Bauphase wei-

terlaufen soll. Der Bau einer Übergangslösung 
(Containerbau) wurde im Vorfeld der Planung 

geprüft, jedoch aus Gründen der Praktikabilität 

im täglichen Schulbetrieb sowie aus Kosten-

gründen wieder verworfen.  

Bei den östlich angrenzenden Flächen handelt 

es sich um Waldflächen, zu denen gemäß LBO 

ein Abstand von 30 m einzuhalten ist (siehe 

Stellungnahme des RP Tübingen – Raumord-

nung). Hierzu wurden im Nachgang an die bei-

den Stellungnahmen mit SUB V und dem RP 

Tübingen das weitere Vorgehen abgestimmt. 

Die Waldfläche wird zu einer privaten Grünflä-
che umgewidmet und an anderer Stelle 1:1 

ausgeglichen. Auf dem betreffenden Teilstück 

sollen die Bäume weitgehend erhalten werden, 

allerdings im Hinblick auf die Verkehrssiche-

rung und auf ihre jeweilige Standsicherheit 

überprüft werden. Ggf. müssen einzelne Bäu-

me entfernt werden. Dies wäre allerdings auch 

unabhängig von der geplanten Entwicklung 

erforderlich, da direkt angrenzend an die Wald-
fläche der bestehende Schulhof angrenzt. 

Eine artenschutzrechtliche Kartierung des Bau-

grundstücks sowie der umgebenden Strukturen 

wurde bereits im Frühjahr mit Beginn des Bau-

leitplanverfahrens begonnen. Die artenschutz-
rechtliche Kartierung wird noch bis Ende Juli 

fortgeführt und dann eventuell notwendige 

Vermeidungs- oder CEF-Maßnahmen in den 
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che Maßnahmen erforderlich werden, um einen 

Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (u.a. 

Tötungs- und Störungsverbote) zu verhindern. 

Bei entsprechenden Gehölzentnahmen ist zudem 

ein Waldausgleich nach Landeswaldgesetz sowie für 

den Eingriff in der geschützten Grünbe-

stand/Landschaftsbestandteil Nr. 56 "Grünzug am 

Fort Albeck" ggfs. eine Erlaubnis der unteren Natur-

schutzbehörde wegen des geschützten Bestands 

erforderlich. 

Aus den genannten Gründen schließt sich die unte-

re Naturschutzbehörde der Forderung des Regie-

rungspräsidiums Tübingen/Forst vom 10.04.2019 

an, dass zunächst eine Alternativenprüfung stattfin-

den sollte, ob das geplante Gebäude nicht weiter 

westlich auf dem Grundstück errichtet werden 

kann, auch wenn dies bedeutet, dass eine Über-

gangslösung für die Bauzeit entwickelt werden 

muss. Eine Übergangslösung für die Schüler und ein 

Neubau weiter westlich könnte die genannten Prob-
leme vermutlich weitgehend verhindern. 

Insgesamt wird die Bebauungsplanung seitens der 

unteren Naturschutzbehörde entsprechend dem 

jetzigen Planungsstand abgelehnt. Es wird um eine 

Alternativenprüfung gebeten, die einen geringeren 

Eingriff in Natur und Landschaft sowie bzgl. des 

Artenschutzes vorsieht. 

Zu den weiteren relevanten naturschutzrechtli-

chen/artenschutzrechtlichen Sachverhalten bittet 

die untere Naturschutzbehörde zu gegebener Zeit 

um erneute Anhörung. 

Bebauungsplan übernommen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Die in eine private Grünfläche umgewid-

mete Waldfläche wird an anderer Stelle mit 

einem Verhältnis von 1:1 ausgeglichen. 

Von der Durchführung einer Alternativenprü-

fung wird aufgrund der vorangeschrittenen 

Zeitschiene sowie aus Kostengründen zur 

Schaffung eines temporären Ersatzbaus abge-

sehen.   

Das derzeit in Bearbeitung befindliche Arten-

schutzgutachten wird mit der unteren Natur-

schutzbehörde rechtzeitig vor Satzungsbe-

schluss abgestimmt.  
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Stadt Ulm 
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Herrn Heinrich Kastler 
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Tübingen 10.04.2019 

Name Sandra Kreußer 

Durchwahl 07071 757-3253 

Aktenzeichen 21-15/2511.2- 2101.0/130/22

(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Schreiben/E-Mail vom 25.03.2019 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungsplanänderung  

 Bebauungsplan „Eichengrund 47“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Anregungen oder Bedenken. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2. 
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Belange des Forsts 
 

I. Waldflächenbetroffenheit 

 

1. Wald im Geltungsbereich 

Es befinden sich Gehölzbestände innerhalb des Geltungsbereichs. Die für die Über-

prüfung der Waldeigenschaft zuständige untere Forstbehörde hat festgestellt, dass es 

sich hierbei nicht um Wald im Sinne § 2 LWaldG handelt. 

 

2. Angrenzender Wald - Alternativenprüfung 

Im Osten des Geltungsbereichs grenzen Waldflächen der Stadt Ulm unmittelbar an. 

Die festgesetzte Baugrenze weist einen Abstand von nur wenigen Metern zum 

Waldbestand auf. Aufgrund des geplanten Neubaus eines Schul- bzw. Kindergarten-

gebäudes sind derart geringe Abstandsbereiche mit den Bestimmungen des § 4 Ab-

satz 3 LBO (30 Meter Abstand) nicht vereinbar. Da die Waldabstandsthematik in den 

Planunterlagen nicht aufgegriffen wird, weisen wir hiermit ausdrücklich auf den ge-

setzlich einzuhaltenden Waldabstand hin. Hierdurch sollen insbesondere Gefähr-

dungs- und Haftungsrisiken minimiert und Bewirtschaftungserschwernisse für den 

Waldbesitzer vermieden werden. Es ist daher entweder eine Neufestsetzung der 

Baugrenze oder die Ausweisung einer ausreichenden Waldabstandsfläche unter Be-

achtung der LBO-Vorgaben notwendig.  

 

Auch im Westen des Geltungsbereichs liegen städtische Waldflächen innerhalb des 

Abstandsbereichs. Die Entfernung der derzeitigen Baugrenze zum Wald liegt hier mit 

ca. 20m zwar ebenfalls unter dem Mindestabstand, ist aber aufgrund der örtlichen 

Gegebenheiten als weitaus weniger kritisch zu bewerten.  

 

Die östlich und westlich im Waldabstandsbereich angrenzende Waldfläche ist als Er-

holungswald der Stufe 1a kartiert. Weitere Schutzfunktionen, Waldbiotope oder Wild-

tierkorridore sind nicht betroffen. Laut Waldfunktionenkartierung ist ein Boden- und 

Kulturdenkmal vermerkt.  

 

Waldinanspruchnahmen sind grundsätzlich auf das notwendige Maß zu begrenzen 

(u.a. §1 LWaldG, §1a BauGB). Als Wald genutzte Flächen sollen nur im notwendigen 

Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit der Waldinanspruchnahme ist zu be-

gründen. Die gesetzlichen Vorgaben implizieren eine Alternativenprüfung sowie den 

Auftrag, flächenschonend zu planen.  
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Laut Planunterlagen sind ein Neubau im Osten (in unmittelbarer Waldnähe) und an-

schließend der Abriss des Bestandsgebäudes vorgesehen. Im Rahmen einer 

Alternativenprüfung sollten u.E. folgende Überlegungen dargelegt werden:  

 

- Neubebauung am vorhandenen Gebäudestandort bei vorausgehendem Abriss. 

Platzierung von Nebenanlagen (Stellflächen und Parkplätze) in den Osten. 

- Zurückverlegung der Baugrenze in Richtung Westen. 

 

Ziel sollte sein, die Waldflächeninanspruchnahme auf das notwendige Maß zu redu-

zieren. Es wird um Abstimmung mit der unteren Forstbehörde gebeten. 

 

3. Weiteres Vorgehen 

Es wird um Mitteilung bzgl. der Alternativenprüfung und zur weiteren Vorgehensweise 

bzgl. der Abgrenzung des Geltungsbereichs gebeten.  

 

Sollte eine Waldinanspruchnahme unvermeidbar sein, empfehlen wir den Geltungs-

bereich des BBP um den notwendigen Waldabstandsbereich zu erweitern. Die betrof-

fene Fläche ist in den BBP-Unterlagen zu bilanzieren und in einem gesonderten La-

geplan darzustellen.  

Weitere Details werden wir ggf. zu einem späteren Zeitpunkt aktualisiert mitteilen. 

Vorsorglich weisen wir auf die notwendige forstrechtliche Ausgleichsverpflichtung in 

Form einer flächengleichen Ersatzaufforstung zzgl. weiterer Schutz- und Gestal-

tungsmaßnahmen hin. 

 

II. Rechtliche Grundlagen 

Sollen in einem BBP für Waldflächen anderweitige Nutzungen festgesetzt werden, so 

ist gemäß § 10 Landeswaldgesetz (LWaldG) die Erteilung einer Umwandlungserklä-

rung durch die höhere Forstbehörde Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit 

des BBP. Die Umwandlungserklärung wird durch die höhere Forstbehörde dann er-

teilt, wenn die Voraussetzungen für eine Umwandlungsgenehmigung nach § 9 

LWaldG vorliegen und die Erteilung einer Umwandlungsgenehmigung in Aussicht 

gestellt werden kann. Gemäß § 9 Abs. 2 LWaldG soll die Genehmigung dann versagt 

werden, wenn die Umwandlung mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 

nicht vereinbar ist oder die Erhaltung des Waldes überwiegend im öffentlichen Inte-

resse liegt.  
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Die Waldflächeninanspruchnahme bedarf einer Umwandlungsgenehmigung nach § 9 

Landeswaldgesetz (LWaldG). Im Vorfeld hierzu ist eine Umwandlungserklärung nach 

§ 10 LWaldG erforderlich. Entsprechende Anträge sind über die UFB bei der höheren 

Forstbehörde einzureichen. Die Einbeziehung der unteren Naturschutzbehörde, so-

wie ggf. weiterer zu beteiligender Fachbehörden in das Waldumwandlungsverfahren 

wird durch die UFB sichergestellt. 

 

 

III. Sonstige Hinweise 

Die den Geltungsbereich umgebenden Waldbestände sind im Flächennutzungsplan 

als Grünfläche bzw. Gemeinbedarfsfläche dargestellt. Wir empfehlen eine Korrektur 

der Waldflächendarstellung auf FNP-Ebene bei nächstmöglicher Gelegenheit. 

 

 

Für Rückfragen zur forstlichen Stellungnahme: RP Tübingen, Abteilung 8 Forstdirek-

tion, Ref. 82; monika.gruentjens@rpt.bwl.de, Tel.: 07071-602 6253. 

 

 

 

gez. 

Kreußer
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Nr. 21-15/2511.2-2101.0/130/22 

 

 

 

 

Dem 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis 

Per E-Mail: info@alb-donau-kreis.de 

 

 

 

und 

 

 

 

Dem 

Regionalverband Donau-Iller 

Per E-Mail: sekretariat@rvdi.de 

CC: martin.samain@rvdi.de 

 

 

 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

Tübingen, 10.04.2019 

Regierungspräsidium 

 

 

 

gez. 

Kreußer 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

  
Stadt Ulm    
SUB  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

26.04.19 
208-3045 
Valentina Marker  
2511 // 19-03045 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan "Eichengrund 47" Stadt Ulm  
(TK 25: 7525 Ulm-Nordwest, TK 25: 7526 Ulm-Nordost) 
 
Ihr Schreiben Az. SUB I - Ka vom 25.03.2019  
 
Anhörungsfrist 03.05.2019 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine
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LGRB    Az. 2511 // 19-03045 vom 26.04.19   Seite 2 
 
3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise 
in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteine der Unteren Süßwassermolasse. Im tieferen Unter-
grund stehen die Gesteine des Oberen Juras an. Mit lokalen Auffüllungen vorangegange-
ner Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. 
 
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versicke-
rungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. Die anste-
henden Gesteine der Unteren Süßwassermolasse neigen bei der Anlage von tiefen und 
breiten Baugruben zu Rutschungen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antref-
fen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
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Grundwasser 
 
Zur Planung sind aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Beden-
ken vorzubringen. 
 
 
Bergbau 
 
Von Seiten der Landesbergdirektion wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet mög-
licherweise unterirdische Relikte der ehem. Bundesfestung Ulm existieren. 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9 - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau (LGRB) ist gemäß Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG) zuständige beson-
dere Polizeibehörde für die Abwehr von Gefahren und die Beseitigung von Störungen für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung bei stillgelegten untertägigen Bergwerken und 
anderen künstlichen Hohlräumen. Zuständige Stelle innerhalb des LGRB ist Referat 97 – 
Landesbergdirektion (LBD). 
 
Es wird empfohlen, den Baugrund vor Durchführung baulicher Maßnahmen auf unterirdi-
sche Hohlräume zu untersuchen. 
 
Sofern unterirdische Hohlräume existieren, sind deren potentiellen Einwirkungen auf die 
Tagesoberfläche bzw. auf Bauvorhaben durch einen qualifizierten Gutachter zu untersu-
chen und damit möglicherweise verbundene Risiken zu bewerten. Das LGRB erstellt 
entsprechende Gutachten nicht. 
 
Die evtl. Durchführung von Erkundungsmaßnahmen und die Ergebnisse sind der Landes-
bergdirektion mitzuteilen. Gegebenenfalls erforderliche Sicherungsmaßnahmen sind mit 
der Landesbergdirektion abzustimmen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Ge-
otop-Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
 
Valentina Marker 



Anlage 5.  zu GD 223/19







Anlage 5.  zu GD 223/19





Anlage 5.  zu GD 223/19




